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A) Allgemeines 
 

Die Stadt Gifhorn ist Mittelzentrum im Landkreis Gifhorn. Zur Stadt gehören die Ortschaften 

Gamsen, Kästorf, Neubokel, Wilsche und Winkel. Nach regionalplanerischen Zielvorgaben im 

Regionalen Raumordnungsprogramm für den Großraum Braunschweig 2008 des 

Regionalverbands Großraum Braunschweig (RROP) ist der Stadt Gifhorn die Funktion des 

Mittelzentrums zugewiesen. 

 

Die Stadt ist charakterisiert durch ihre Lage zwischen den Oberzentren Braunschweig und 

Wolfsburg. Mit den Bundesstraßen B 4 und B 188 sowie der Kreisstraße K 114 ist die 

Kernstadt gut in das regionale und überregionale Verkehrsnetz eingebunden. Im Süden der 

Stadt befindet sich der Bahnhof Gifhorn an der Fernbahnstrecke Hannover – Wolfsburg – 

Berlin. Zugleich liegt der Bahnhof an der Regionalbahnstrecke Braunschweig – Gifhorn – 

Uelzen. An dieser Strecke liegt auch der Bahnhof Gifhorn Stadt. 

 

Die Stadt Gifhorn hat gegenwärtig rund 44.820 Einwohner (Einwohnermelderegister, Stand 

01.01.2026), davon entfielen auf Kästorf 3.250 Einwohner. 

 

 

1. Anlass der Planung / Rechtsgrundlagen 
 

Zwischen den Straßen „Wilscher Straße“ und “Zur Silbereiche“ in der Ortschaft Kästorf 

befindet sich das Baugebiet „Masthoop“ mit einer Wohnbebauung östlich und westlich der 

gleichnamigen Straße. Dort liegt der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 2 „Masthoop“ vor, 

der am 19.09.1963 in Kraft getreten ist. Es liegt die Baunutzungsverordnung von 1962 zu 

Grunde. Für den Planbereich ist ein Kleinsiedlungsgebiet mit einer Grundflächenzahl (GRZ) 

von 0,2 bei einer Geschossflächenzahl von 0,3 für eingeschossige Bauweise mit 

Dachgeschoss festsetzt. In dem benachbarten, angrenzenden Bebauungsplan Nr. 6 

„Silbereiche West“, der ein allgemeines Wohngebiet mit einer Grundflächenzahl von 0,3 

festschreibt, ist durchgängig die höhere Grundflächenzahl festgesetzt. Im Gebiet selber ist 

überwiegend ein deutlich höherer Ausnutzungsgrad durch Nebenanlagen, die nach der 

BauNVO 1062 nicht auf die Grundflächenzahl anzurechnen sind, realisiert. Seitens der 

Anwohner ist der Wunsch an die Stadt herangetragen worden, Nebenanlagen zu 

Wohnzwecken umzunutzen und / oder bestehende Wohngebäude deutlich zu vergrößern. 

Dabei wurde insbesondere auf den unmittelbar westlich angrenzenden Bebauungsplan Nr. 6 

„Silbereiche West“ Bezug genommen. 

Da bereits im Kernstadtbereich Bebauungspläne zur Nachverdichtung in der Aufstellung 

sind, soll dies ebenfalls für geeignete Bereiche in den Ortschaften erfolgen.  

 

Die Änderung des Bebauungsplanes erfolgt im Verfahren nach § 13a BauGB ohne die Durch-

führung einer Umweltprüfung und ohne Umweltbericht. Sie dient als Maßnahme der Innen-

entwicklung zur Nachverdichtung. Der Planbereich umfasst rd. 12.500 m² bzw. 1,25 ha, von 

denen künftig gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO maximal 5.600 m² bzw. 0,56 ha versiegelt werden 

dürfen. Dies ist deutlich weniger als 20.000 m². Somit kann von den Möglichkeiten des Ver-

fahrens Gebrauch gemacht werden.  

 

Eine Änderung oder Berichtigung des Flächennutzungsplanes ist nicht erforderlich. Der Flä-

chennutzungsplan stellt hier bereits allgemeines Wohngebiet dar. 
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Dem vorliegenden Bebauungsplan liegen insbesondere folgende Gesetze in der jeweils 

aktuellen Fassung zu Grunde: 

 

- Baugesetzbuch (BauGB) 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

- Planzeichenverordnung (PlanzVO) 

- Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 

- Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 

- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

- EU Wiederherstellungsverordnung (EU WVO) 

- Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 

(NAGBNatSchG) 

- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

- Niedersächsisches Straßengesetz (NstrG) 

- Bundeswaldgesetz (BWaldG) 

- Niedersächsisches Waldgesetz (NWaldG) 

- Baumschutzsatzung der Stadt Gifhorn 

 

 

2. Geltungsbereich / Aktueller Zustand des Plangebietes 
 

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 1,25 ha und wird im Norden begrenzt durch die „Wil-

scher Straße“ und im Süden durch die Straße „Zur Silbereiche“. Das Baugebiet erstreckt sich 

östlich und westlich der Straße „Am Masthoop“. Obwohl es sich dem Grunde nach um ein 

Kleinsiedlungsgebiet handelt, befinden sich in der Straße fast ausschließlich Wohnhäuser, 

meist mit Ziergärten. Lediglich auf zwei Grundstücken ist noch ein klassischer Nutzgarten vor-

zufinden. Insbesondere westlich der Straße „Am Masthoop“ stellen sich die Grundstücke als 

stark durch Nebenanlagen und Nebengebäude geprägt dar. 

 

 

3. Raumordnung und Landesplanung 
 

Der Stadt Gifhorn ist im Landesraumordnungsprogramm (LROP) für Niedersachsen (2017) und 

dem Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Regionalverbandes Großraum Braun-

schweig von 2008 (ehemals Zweckverband Großraum Braunschweig) die Funktion als Mittel-

zentrum zugewiesen. Ferner ist die Stadt Standort mit der besonderen Entwicklungsaufgabe 

Erholung sowie Tourismus. Die B 4 und die B 188 sind als Hauptverkehrsstraßen von regiona-

ler Bedeutung festgelegt.  

Für das Plangebiet ist ein Vorranggebiet für Trinkwassergewinnung im RROP festgelegt. Pla-

nungen und Maßnahmen innerhalb des Vorranggebietes müssen gemäß RROP 2008 (Ab-

schnitt III Ziffer 2.5.5 Abs. 6) mit der vorrangigen Zweckbestimmung Trinkwassergewinnung 

vereinbar sein.  

Der Planbereich an sich ist als bauleitplanerisch gesicherter Bereich dargestellt. In gleicher 

Weise ist die Festlegung im Entwurf des RROP 2025 vorgesehen. 
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Auszug aus dem RROP 2008, 

Kartenblatt Nordwest  

 

Insofern sind die kommunalen Planungsziele nach Auffassung der Stadt im Grundsatz mit den 

Zielen der Raumordnung und Landesplanung vereinbar.  

 

 

4. Darstellungen des Flächennutzungsplanes 
 

In der wirksamen Fassung des Flächennutzungsplanes von 1977 ist für den Plangeltungsbe-

reich „Allgemeines Wohngebiet“ mit einer durchschnittlichen Geschossflächenzahl von 0,2 als 

allgemeines Maß der baulichen Nutzung dargestellt.  

 

 

5. Fachplanungen 
 

Der Landschaftsplan der Stadt Gifhorn in seiner Fortschreibung von 2025 (Maßnahmenkon-

zept) stellt den Bereich als Siedlungsgebiet dar.  

 

Der landwirtschaftliche Begleitplan zum Landschaftsplan Gifhorn von 1998 trifft für den Gel-

tungsbereich keine Aussagen.  

 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Gifhorn von 1994 trifft über die Kennzeichnung 

als Wasserschutzgebiet der Kategorie III hinaus keine planungsrelevanten Aussagen zum Plan-

gebiet.  

 

 

6. Inhalte des bisherigen Bebauungsplans und der benachbarten Bauleitpläne 
 

Der bisher rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 2 „Masthoop“ umfasst 1,25 ha. Dort gilt ein 

Kleinsiedlungsgebiet mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 und einer zulässigen Geschoss-

flächenzahl (GFZ) von 0,3 für eingeschossige Bebauung mit einem Dachgeschoss. 

Im westlich angrenzenden Baugebiet Nr. 6 „Silbereiche West“ I. Abschnitt sind „allgemeine 

Wohngebiete“ für eingeschossige Bebauung mit ausgebautem Dachgeschoss bei einer GRZ 

von 0,3 und 0,4 und einer GFZ von 0,4 bzw. von 0,5 festgesetzt. 
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Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2 „Masthoop“ mit örtlicher Bauvorschrift 1. Än-

derung wird künftig ein „allgemeines Wohngebiet“ festgesetzt mit einer Grundflächenzahl 

(GRZ) von 0,3 und einer Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,4 bei zweigeschossiger Bebauung.  

Für den östlich anschließenden Bereich liegt kein Bebauungsplan vor, sondern eine Satzung 

nach § 34 BauGB.  

Mit der neuen Planung wird hinsichtlich Art und Maß der zulässigen baulichen Nutzung Bezug 

genommen auf den angrenzenden Bebauungsplan. Es soll im Geltungsbereich des Bebauungs-

planes Nr. 2 „Masthoop“, 1. Änderung zum einen ermöglicht werden, vorhandene bauliche 

Anlagen zu Wohnzwecken umzunutzen und so vorhandene Wohnungen zu vergrößern und 

zum anderen durch Erweiterung der Baugrenzen neue zusätzliche Wohnhäuser zu ermögli-

chen.  

Ferner soll durch die Zulässigkeit eines zweiten Vollgeschosses ermöglicht werden, zusätzli-

chen Wohnraum oder zusätzliche Wohnungen zu schaffen, ohne dafür zusätzliche Flächen 

versiegeln zu müssen. Um gleichzeitig Sorge dafür zu tragen, dass keine unangemessene Hö-

henentwicklung das Ortsbild beeinträchtigt, werden die absolut zulässigen Höhen durch Rege-

lungen in der örtlichen Bauvorschrift begrenzt. 

 

 
7. Städtebauliche Zielvorstellungen / Untersuchung eventueller Varianten 
 

Ziel der vorliegenden Bebauungsplanung ist die moderate Innenverdichtung mit einer ange-

messenen Grundflächenzahl um die effiziente Ausnutzung der Grundstücke zu ermöglichen. 

Auf großen Grundstücken in der Ortschaft Kästorf soll eine weitere Bebauung durch weitge-

fasste Baugrenzen möglich werden, um somit der nachfolgenden Generation die Möglichkeit 

zu eröffnen, z.B. auf Flächen der Eltern zu bauen. Auch soll ermöglicht werden, vorhandene 

Gebäude aufzustocken, um zusätzlichen Wohnraum zu schaffen, ohne zusätzliche Versiege-

lungen zu benötigen. 

Alternativen hierfür gibt es nicht, da dies als Wunsch von Seiten der betroffenen Grundstücks-

eigentümer geäußert wurde.  

Diese Planung entspricht den Vorgaben des Baugesetzbuches, wonach im Sinne des sparsa-

men Umgangs mit Grund und Boden u.a. die Möglichkeit der Nachverdichtung zu nutzen ist.  

Der Innenentwicklung wird hier der Vorrang eingeräumt. Damit wird auch dem Ziel des soge-

nannten „Bau Turbo“ entsprochen.  

Auf die Festsetzung einer höheren Grundflächenzahl als 0,3 wird verzichtet, um auch in Zu-

kunft ausreichend Raum für die Versickerung des Oberflächenwassers zu sichern. So wird zum 

Erhalt der Grundwasserneubildungsrate beigetragen und der überwiegende Teil der Fläche als 

belebter Boden bewahrt.  

 

 

B) Planungsinhalte / Festsetzungen 
 

 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung 
 

Allgemeines Wohngebiet (WA)  

 

Die Festsetzungen des bisherigen Bebauungsplans Nr. 2 „Masthoop“, Ortschaft Kästorf wer-

den weitergeführt. So wird das Plangebiet, das bisher als Kleinsiedlungsgebiet festgeschrieben 
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war, nunmehr als „allgemeines Wohngebiet“ festgesetzt. Insbesondere aufgrund ihrer Fre-

quentierung werden potenziell störende Nutzungen wie Beherbergungsbetriebe, Anlagen für 

Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen. Sie würden eine zu große 

Unruhe in das vorhandene, ruhige Siedlungsgebiet der Ortschaft Kästorf tragen. 

Die Baulinien entlang der Straße „Am Masthoop“ werden im Wesentlichen aus dem rechts-

kräftigen Bebauungsplan übernommen, um den großzügigen Eindruck der Straßenraumes in 

Verbindung mit den Vorgartenbereichen zu erhalten. 

Die Baugrenzen darüber hinaus werden ebenso wie die Baulinien im Abstand von 5 m von den 

Straßen festgesetzt. Lediglich in der Einmündung „Am Kuhlenberg“ wird in einem kleinen Teil-

bereich der Abstand mit 3 m aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan übernommen. Dort ist 

die großzügige Wirkung des Straßenraumes durch den erweiterten öffentlichen Straßenraum 

gesichert.  

Die Grundflächenzahl von 0,3 und die Geschossflächenzahl von 0,6 werden ebenso wie die 

maximal zulässige Geschossigkeit von 2 Vollgeschossen als angemessen erachtet, um eine 

Nachverdichtung und die Schaffung zusätzlichen Wohnraumes zu ermöglichen.  

 

Um keine unverhältnismäßigen Grundstücksaufhöhungen zu erhalten, wird ein Bezugspunkt 

festgelegt, an dem sich die Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses von Gebäuden zu orientie-

ren hat. Hierzu erfolgt aus städtebaulichen und ortsgestalterischen Gründen eine entspre-

chende Festsetzung. Damit wird sichergestellt, dass es keine zu großen Versprünge in den Ge-

schossen der Gebäude gibt. Als Bezugspunkt ist die mittlere Höhe der Fahrbahnoberkante der 

zum jeweiligen Grundstück gehörigen Erschließungsstraße festgelegt. Bei Eckgrundstücken gilt 

das Mittelmaß beider Straßenabschnitte.  

Um eine zu große und in diesem dörflichen Siedlungsbereich nicht verträgliche Verdichtung zu 

vermeiden, wurde die Zahl der Wohnungen im Verhältnis zur Grundstücksgröße reglemen-

tiert. So ist je angefangene 500 m² Grundstücksfläche 1 Wohnung zulässig. Dies sichert eine 

für das Gebiet angemessene Nachverdichtung und trägt den vorhandenen Mehrfamilienhäu-

sern Rechnung. Für zulässigerweise errichtete bauliche Anlagen ist vom Bestandsschutz auszu-

gehen.  

 

 

2. Verkehr 
 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die bestehende Straße. 

Die Erschließung der ggf. künftigen, rückwärtigen Baugrundstücke hat über die Vordergrund-

stücke zu erfolgen und ist privatrechtlich zu sichern. Neue, öffentliche Verkehrsflächen sind 

nicht vorgesehen.  

Es werden für die hinteren bebaubaren Flächen keine Zufahrten festgesetzt. Diese werden pri-

vatrechtlich erfolgen.  

In der Regel ist je Baugrundstück lediglich eine Zufahrt mit einer Breite von maximal 6 m (ab-

gesenkter Bereich) vorgesehen. Ein Merkblatt zur Anlage von Grundstückszufahrten kann un-

ter https://www.stadt-gifhorn.de/sv_gifhorn/B%C3%BCrgerorientiert/Downloads/Formu-

lare/Antrag_Grundst%C3%BCckszufahrt_-Merkblatt-.pdf eingesehen werden. 

 

 

3. Grünflächen 
 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb des Siedlungsgefüges der Ortschaft Kästorf und 

ist umgeben von Wohnbebauung. Grünflächen werden im Bebauungsplan nicht festgesetzt.  
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Da vom Plangebiet aus die offene Landschaft gut zu erreichen ist, stehen den Anliegern aus-

reichend öffentlich zugängliche Freiflächen zur Naherholung zur Verfügung.  

Die nächstgelegenen öffentlichen Spielplätze befinden sich an der Straße „Am Sandberge“ so-

wie in der „Heinrich-Müller-Straße“ im Neubaugebiet „Hesegarten Nord“.  

Spielplätze für Kleinkinder sind auf den Baugrundstücken selbst anzulegen.  

 

 

4. Belange der Landwirtschaft 
 

Das Wohngebiet befindet sich in der Ortschaft Kästorf mit landwirtschaftlichen und gewerbli-

chen Nutzungen, die für die dörfliche Lage typisch sind. Im Plangebiet selbst befinden sich 

ausschließlich Wohnhäuser, überwiegend mit Ziergärten und zwei Nutzgärten. Der Charakter 

des Kleinsiedlungsgebietes ist nicht mehr gegeben. 

 

 

5. Ver- und Entsorgung / Brandschutz 
 

Sämtliche für die Erschließung des Plangebietes notwendigen Ver- und Entsorgungsleitungen 

liegen in den das Plangebiet umschließenden Straßen.  

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationsleitungen (u.a. der Deutschen Telekom Tech-

nik GmbH), die in ihrem Bestand und Betrieb gesichert bleiben müssen. Die Vodafone GmbH / 

Vodafone Kabel Deutschland GmbH teilen dazu folgendes mit: „Bei objektkonkreten Bauvor-

haben im Plangebiet werden wir dazu eine Stellungnahme mit entsprechender Auskunft über 

unseren vorhandenen Leitungsbestand abgeben.“  

Die Wasserversorgung des Neubaugrundstücks wird durch den Anschluss an die zentrale Was-

serversorgung der Stadt Gifhorn sichergestellt.  

Grundsätzlich soll anfallendes Oberflächenwasser auf den privaten Grundstücken bewirtschaf-

tet werden (vgl. Wasserhaushaltsgesetz WHG).  

Dazu eignen sich z.B. Dachbegrünungen sowie Teichanlagen oder Zisternen im Garten. Die 

Funktionsfähigkeit der Anlagen zur Oberflächenversickerung auf den Baugrundstücken muss 

bereits mit dem Beginn flächenversiegelnder Baumaßnahmen auf den jeweiligen Grundstü-

cken gewährleistet sein.  

Dadurch wird ein zu hoher Abfluss in die Kanalisation und somit eine Überlastung dieses Sys-

tems mit den daraus resultierenden Folgen (insbesondere Überschwemmungen, Schäden an 

Gebäuden durch Hochwasser und Starkregen) vermieden. Zudem wird die Verwertung des 

Niederschlagswassers hierdurch gefördert. 

Durch die Speicherung und verzögerte Abgabe von Niederschlagswasser können die Auswir-

kungen der Nachverdichtung auf den Wasserhaushalt verringert werden. So kann z.B. durch 

die Verwendung von gespeichertem Regenwasser für die Gartenbewässerung der Abfluss re-

duziert und Trinkwasser eingespart werden.  

Außerdem kann die Speicherung zu einer Erhöhung der Versickerungs- und Verdunstungsrate 

führen und somit zu einer Verbesserung des Kleinklimas beitragen, Beeinträchtigungen des 

belebten Bodens vorbeugen und die Grundwasserneubildungsrate sichern.  

Zur Bewertung des Plangebietes hinsichtlich möglicher Risiken durch Starkregenereignisse 

wurde die Starkregenhinweiskarte der Stadt Gifhorn herangezogen. Aus der Karte ergeben 

sich Hinweise auf potenziell gefährdete Flächen im Plangebiet. Diese Informationen sollen bei 

der Planung von Entwässerungsmaßnahmen und baulichen Schutzvorkehrungen berücksich-

tigt werden, um mögliche Auswirkungen von Starkregen im Plangebiet zu minimieren. Schä-

den an den baulichen Anlagen und Gefahren für Menschen soll so vorgebeugt werden. 
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Eine Ableitung von Niederschlagswasser auf öffentliche Flächen ist generell nicht zulässig.  
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Das Plangebiet liegt im Einzugsgebiet des Wasserwerkes Gifhorn – zukünftiges Trinkwasser-

schutzgebiet TWSZ III B.  

Im gesamten Geltungsbereich werden die jeweiligen Schutzgebietsbestimmungen entspre-

chend zu beachten sein.  

Die Müllabfuhr obliegt dem Landkreis Gifhorn.  

Die Nutzer der Grundstücke haben ihre Müllbehälter rechtzeitig an den Tagen der Abfuhr 

(spätestens bis 6.00 Uhr) in dem Bereich der öffentlichen Straße bereitzustellen, die die 

Schwerlastfahrzeuge ungehindert an- und abfahren können. Nach erfolgter Entleerung haben 

die Nutzer ihre Mülltonnen wieder auf ihr Grundstück zurückzuholen. Ggf. sind entspre-

chende, geeignete Standplätze für die Müllbehälter oder –säcke einzurichten.  

 

Brandschutz / Löschwasserbereitstellung  

 

Die Löschwasserbereitstellung erfolgt durch das Wasserwerk der Stadt Gifhorn. Die Belange 

des vorbeugenden Brandschutzes werden einvernehmlich mit dem örtlichen Brandschutzprü-

fer geregelt. 

 

 

6. Umweltbelange 
 

a) Naturschutz/Landschaftspflege: 

 

Der Planung liegt ein rechtskräftiger Bebauungsplan zu Grunde. Da die Planung einem Vorha-

ben der Innenentwicklung zur baulichen Nachverdichtung dient und die Grundfläche deutlich 

weniger als 20.000 m² aufweist, wird der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufge-

stellt. Dabei wird Bezug genommen auf § 13a Abs. 4 BauGB.  

 

Alle Eingriffe, die aufgrund der Festsetzungen des Bebauungsplanes erstmals ermöglicht wer-

den, gelten gem. § 2a Abs. 3 Satz 6 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 

zulässig. Ein Ausgleich ist nicht erforderlich. Das Artenschutzrecht gilt unmittelbar und ist bei 

der Realisierung zu beachten. 

 

Im gesamten Stadtgebiet, so auch im Plangebiet, sind Bäume mit mindestens 25 cm Stamm-

durchmesser oder 80 cm Stammumfang durch die seit 1993 geltende „Satzung zum Schutz des 

Baumbestandes im Gebiet der Stadt Gifhorn – Baumschutzsatzung“ in der Fassung von 2023 

geschützt. Die Satzung ist bei der Stadt Gifhorn, Fachbereich Stadtplanung einsehbar oder un-

ter der Website der Stadt Gifhorn abrufbar.  

 

Der Geltungsbereich liegt weder in einem Landschaftsschutzgebiet bzw. Naturschutzgebiet 

noch in einem anderen, unter besonderen Schutz gestellten Gebiet.  

Der Geltungsbereich liegt ebenfalls nicht in einem Überschwemmungsgebiet.  

 

 

b) Immissionsschutz: 

 

Der bisher rechtskräftige Bebauungsplan enthält keine Regelungen hinsichtlich des Immissi-

onsschutzes. Die Immissionen der Landwirtschaft z.B. durch vorbeifahrende landwirtschaftli-

che Fahrzeuge sind ebenso wie die Emissionen des Ziel- und Quellverkehres der Anwohner im 

ortsüblichen Umfang hinzunehmen. 
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c) Altlasten / Kriegseinwirkungen / Immissionsschutz 

 

Im Rahmen der Bauleitplanung hat die Gemeinde nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB die „allgemei-

nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse“ zu berücksichtigen. Dabei ist 

zu prüfen, ob und inwieweit erhebliche Gefährdungen für Umwelt und Gesundheit vorliegen. 

Insbesondere ist die Frage zu klären, ob Gefahren für die im konkreten Einzelfall vorgesehe-

nen baulichen Nutzungen zu erwarten sind.  

Im NIBIS Kartenserver sind keine Altablagerungen eingetragen. Ein Hinweis auf einen Alt-

standort ist nicht bekannt. 

 

Altlasten: b  

 

Altlasten im Plangebiet sind nicht bekannt.  

 

Kriegseinwirkungen:  

 

Es liegt derzeit kein konkreter Kampfmittelverdacht für das Plangebiet vor. Eine Luftbildaus-

wertung für das Plangebiet ist erfolgt und ergab keine Hinweise auf das Vorkommen von Ab-

wurfkampfmitteln. Sollten bei Erdarbeiten Hinweise auf Abwurfkampfmittel vorgefunden 

werden, so ist umgehend das Ordnungsamt, die zuständige Polizeidienststelle oder der 

Kampfmittelbeseitigungsdienst zu benachrichtigen. 

 

d) Archäologie und Denkmalpflege 

 

Archäologie: 

Nördlich des „Sohleweges“, dort in einer Entfernung von ca. 60 m zum Sohleweg, befindet 

sich ein archäologisches Denkmal. Im Planbereich sind keine archäologischen Bodendenk-

male bekannt. 

 

Es ist nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen archäologische Denkmale auftreten, die 

dann unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem ehrenamtlich Beauftrag-

ten für archäologische Denkmalpflege gemeldet werden müssen (§ 14 Abs. 1 Niedersächsi-

sches Denkmalschutzgesetz – NDSchG). Möglicherweise auftretende Funde und Befunde 

sind zu sichern, die Fundstelle unverändert zu belassen und vor Schaden zu schützen (§ 14 

Abs. 2 NDSchG). 

 

 

7. Nachrichtlich übernommene Darstellungen 
 

Für das Plangebiet ist ein Vorranggebiet für Trinkwassergewinnung im RROP eingetragen. Pla-

nungen und Maßnahmen innerhalb des Vorranggebietes müssen gemäß RROP 2008 (Ab-

schnitt III Ziffer 2.5.5 Abs. 6) mit der vorrangigen Zweckbestimmung Trinkwassergewinnung 

vereinbar sein.  
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8. Hinweise aus der Sicht der Fachplanungen 
 

- Brandschutz 
 

Mit seinem Schreiben vom 25.02.2026 gibt der Landkreis Gifhorn aus Sicht des Brandschutzes 

folgenden Hinweis: 

 

Zur Sicherstellung der erforderlichen Löschwasserversorgung gehört neben der abhängigen 

Löschwasserversorgung (Hydranten im Trinkwassernetz) auch eine unabhängige Löschwasser-

versorgung (z. B. Löschwasserbrunnen).  

Die Wasserversorgungsunternehmen gehen, aus trinkwasserhygienischen Gründen, zwischen-

zeitlich dazu über die vorhandenen Versorgungsleitungen mit geringeren Rohrdurchmessern zu 

versehen, um die Verkeimung des Trinkwassers so gering wie möglich zu halten. In Neubauge-

bieten werden daher auch Leitungsnetze mit geringen Rohrdurchmessern verbaut. Die gerin-

gen Rohrdurchmesser führen dazu, dass über das Hydrantennetz nicht die erforderliche Lösch-

wassermenge zum Grundschutz zur Verfügung gestellt werden kann. 

Zu dem Bauvorhaben wird nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen aus brandschutztechni-

scher Sicht wie folgt Stellung genommen: 

 

Gebietstypik: 

Allgemeines Wohngebiet (2xWAIII) [3 Vollgeschosse, GRZ: 0,3, GFZ: 0,9] mit min. 96 m³/h ge-

mäß Arbeitsblatt W405 DVGW, 

Allgemeines Wohngebiet (10xWAI) [1 Vollgeschosse, GRZ: 0,4, GFZ: 0,4] mit min. 48 m³/h ge-

mäß Arbeitsblatt W405 DVGW, 

 

Bemessung: 

Gegen den B – Plan bestehen gemäß der zurzeit vorgelegten Zeichnungen und Beschreibungen 

in brandschutztechnischer Hinsicht keine Bedenken, wenn nachfolgende Bedingungen erfüllt 

bzw. Auflagen aufgenommen und bei der Planerstellung und Ausführung der Erschließung be-

achtet werden: 

 

1. Zum Grundschutz hat die Löschwasserbereitstellung für die geplanten Gebietstypen 

 

Allgemeines Wohngebiet (2xWAIII) mit min. 96 m³/h gemäß Arbeitsblatt W405 DVGW, 

Allgemeines Wohngebiet (10xWAI) mit min. 48 m³/h gemäß Arbeitsblatt W405 DVGW, 

für zwei Stunden als Löschwassergrundsicherung durch die Gemeinde zu erfolgen. Kann der 

Bedarf nicht durch die öffentliche Wasserversorgung (Hydrantennetz) oder unerschöpfliche 

Wasserquellen zur Verfügung gestellt werden, ist der Löschwasserbedarf über unabhängige 

Löschwasserentnahmestellen (z. B. Löschwasserbrunnen, Löschwasserteiche, etc.) sicherzustel-

len. Die Wasserentnahmestellen dürfen nicht weiter als 300 m vom jeweiligen Objekt entfernt 

sein. Die erste Löschwasserentnahmestelle sollte nicht weiter als 75 m Lauflinie von den ent-

sprechenden Gebäuden entfernt sein. Der tatsächliche Löschwasserbedarf und die Lage der 

Löschwasserentnahmestellen sind mit dem Gemeinde-/Samtgemeinde-/Stadtbrandmeister 

festzulegen. Dies entspricht der Fachempfehlung „Löschwasserversorgung aus Hydranten in 

öffentlichen Verkehrsflächen“ der AGBF, des DFV und des DVGW (Stand 04/2018). 

2. Werden in den geplanten Gebietstypen größere Objekte angesiedelt (z. B. Alten- und Pflege-

heime, Sonderbauten u. ä.) ist zum vorhandenen Grundschutz zusätzlich Löschwasser für den 

Objektschutz erforderlich. Die erforderliche Löschwassermenge für den Objektschutz richtet 

sich nach der Art und der Größe des Objektes. 
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3. Liegen Gebäude mehr als 50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt oder liegt die 

oberste Wandöffnung oder sonstige Stellen die zum Anleitern bestimmt sind mehr als 8 m über 

der Geländeoberfläche, sind befestigte Zu - und Durchfahrten erforderlich und entsprechende 

Wendemöglichkeiten (Wendehammer) für Feuerwehrfahrzeuge mit einer Achslast von bis zu 

10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 16 t vorzusehen. §1 DVO-NBauO 

 

Hinweis: 

Zu allen Grundstücken und Gebäuden sollte eine Zufahrt für Feuerwehr- und Rettungsfahr-

zeuge in einer Breite von mindestens 3,00 m vorgesehen werden. (§ 4 NBauO in Verbindung 

mit §§ 1 und 2 DVO-NBauO und der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr) 

 

 

- Ver- und Entsorgung 
 

Mit seinem Schreiben vom 25.02.2026 teilt der Landkreis Gifhorn als Untere Abfallbehörde 

Folgendes mit: 

 

Durch die innerörtliche Nachverdichtung durch Teilungen oder Zusammenlegungen hinterlie-

gender Grundstücke, werden neu errichtete Wohnanlagen voraussichtlich über nichtöffentliche 

Zuwegungen erschlossen. 

Die Nutzer dieser Grundstücke haben ihre Müllbehälter rechtzeitig an den Tagen der Abfuhr 

(spätestens bis 6.00 Uhr) im Bereich der öffentlichen Straße, wo die Schwerlastfahrzeuge der 

Müllabfuhr ungehindert an- und abfahren können, bereitzustellen und nach erfolgter Entlee-

rung wieder auf ihr Grundstück zurückzuholen. Es sind ggf. geeignete Standplätze zur Bereit-

stellung von Abfallbehältern und Wertstoffen einzurichten. Es ist zu berücksichtigen, dass je 

Wohneinheit die entsprechenden Abfallbehälter (Rest-u. Biomüll sowie Papier) sowie sonstige 

Abfälle (Sperrmüll, Weihnachtsbäume, Grünrückstände, Gelbe Säcke) jeweils am Abfuhrtag zur 

Leerung bzw. Abholung bereitgestellt werden. Eine Beistellung auf einer zugeordneten Fläche 

stellt eine ordnungsgemäße Straßenbenutzung und somit eine rechtmäßige Sondernutzung si-

cher. 

 

Als Regiebetrieb des Breitbandausbaus gibt er folgende Hinweise: 

 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes „Dannenbütteler Weg“ 1. Änderung befindet sich in Nah-

bereich des Zuständigkeitsbereiches / Ausbaugebietes des Landkreises Gifhorn -Regiebetrieb 

Breitbandausbau. 

 

Etwaige Netzerweiterungen sind grundsätzlich nicht ausgeschlossen. Daher sind im Zuge nach-

gelagerter Planungsphasen sowie maximal zwei Wochen vor Baubeginn, aktuelle Leitungsaus-

künfte (LWL-Leitungsauskunft@Landkreis-Gifhorn.de) einzuholen und sich über die genaue 

Lage der vorhandenen LWL-Leitungen zu informieren. 

Desgleichen möchten wir vorsorglich darauf hinweisen, dass das Plangebiet sich unter ande-

rem im Zuständigkeitsbereich Deutschen Glasfaser befindet. 

 

Die LSW Netz GmbH & Co KG teilt mit Schreiben vom 26.01.2026 Folgendes mit: 

 

Im betroffenen Bereich befinden sich Versorgungsleitungen, welche durch die LSW Netz betrie-

ben werden. Diese Leitungen dürfen generell nicht überbaut oder mit Bäumen überpflanzt 

werden, damit das Wurzelwerk unsere Versorgungsleitungen nicht beschädigen kann und 
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diese für Reparatur- und Erneuerungsarbeiten zugänglich bleiben. Außerdem ist bei der Tras-

senvergabe darauf zu achten, dass die Leitungen nicht durch andere Leitungsträger überbaut 

werden und somit jederzeit die Zugänglichkeit gegeben bleibt (Kreuzungen von Leitungsträ-

gern ausgenommen). 

Bezüglich einzuhaltender Abstände, Schutzstreifen und Arbeiten im Bereich unserer Versor-

gungsleitungen ist die im Anhang beigefügte Anlage „LSW_Anweisungen_zum_Schutz_unterir-

discher_Leitungen.pdf“ zu beachten. 

Sofern Bauarbeiten im Bereich unserer Leitungen oder Anlagen geplant sind, stimmen Sie diese 

bitte im Vorfeld mit uns ab. Vor dem Beginn von Tiefbauarbeiten im Bereich der Kabel ist unser 

vor Ort zuständiger Netzmeister Olaf Küster, 05371 802 2321 zu informieren. In einigen Fällen 

ist es erforderlich, die Leitungen temporär abzuschalten. 

Baumaßnahmen, welche es erfordern, dass die LSW Netz eigene Baumaßnahmen, insbeson-

dere für den Netzausbau, initiiert oder sich an Baumaßnahmen (beispielsweise für Netzerneue-

rungsmaßnahmen) beteiligt, sind frühzeitig anzuzeigen. 

Die LSW Netz benötigt aus Gründen der Budgetplanung und -freigabe spätestens im August 

des Kalenderjahres vor dem notwendigen Baubeginn schriftliche Information. 

Aktuelle Bestandsunterlagen sowie das „Merkheft für Baufachleute“ (Wichtige Hinweise zum 

Schutz der Leitungen und zur Verhütung von Unfällen) erhalten Sie auf Anfrage unter 

https://www.lsw-netz.de/service/planauskunft. 

 

Die Deutsche Telekom Technik GMBH, Technikniederlassung Nord, Braunschweig teilt am 

22.01.2026 Folgendes mit: 

 

Wir machen jedoch darauf aufmerksam, dass sich im Planungsbereich bereits Telekommunika-

tionslinien der Telekom zur Versorgung bestehender Gebäude und im Straßenseitenraum der 

angrenzenden Verkehrswege befinden. 

Deren Verbleib in den Verkehrswegen, sowie deren Betrieb und die Durchführung erforderli-

cher Betriebsarbeiten ist jederzeit sicherzustellen. 

Unseren Leitungsbestand können Sie kostenlos jederzeit eigenständig über die Trassenaus-

kunft Kabel im Internet abfragen: https://trassenauskunftkabel.telekom.de/start.html . 

Vor der ersten Abfrage ist eine Registrierung erforderlich. 

Des Weiteren erhalten Sie Lagepläne im betroffenen Gemeindegebiet über unsere Planaus-

kunft per E-Mail: Planauskunft.Nord@telekom.de. 

Die Realisierbarkeit von Änderungen, Erweiterungen oder der Rückbau vorhandener Grund-

stückversorgungen kann über unseren Bauherren-Service www.telekom.de/hilfe/bauherren 

oder Telefon 0800 33 01903 erfragt werden. 

Bei Bauausführungen ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekom-

munikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störun-

gen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbe-

sondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Ge-

häuse so weit freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeu-

gen angefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor 

Beginn der Arbeiten über die Lage, der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Tele-

kommunikationslinien der Telekom, informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu 

beachten. 

 

Die EWE NETZ GmbH teilt mit ihrem Schreiben vom 27.01.2026 folgende Hinweise mit: 
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Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich Versorgungsleitungen 

und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. 

Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Bestand) grundsätz-

lich zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefähr-

det werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen durch Ihr Vorhaben we-

der technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden. 

Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, wie z. B. 

Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an einem anderen Ort (Versetzung) 

oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, gelten dafür die gesetzlichen Vorgaben und die aner-

kannten Regeln der Technik. 

Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von dem Vorhabenträger vollstän-

dig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die 

EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung vertraglich geregelt. 

(…) 

Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteili-

gen. Dies gilt auch für den Fall der Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen 

durch EWE NETZ GmbH, denn hierfür sind beispielsweise Lage und Nutzung der Versorgungs-

leitung und die sich daraus ableitenden wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. 

Damit die Planung Ihres Baugebietes durch uns erfolgen kann, teilen Sie uns bitte die dafür 

notwendigen Informationen über den folgenden Link mit: 

https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietserschliessung 

In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und Anlagenbestand ändern. 

Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage eines veralteten Planwerkes kommt, nutzen 

Sie dafür bitte unsere aktuelle Leitungs- und Anlagenauskunft. Auf unserer Internetseite der 

EWE NETZ GmbH können Sie sich jederzeit nach einer erfolgreichen Registrierung auf unserem 

modernen Planauskunftsportal über die konkrete Art und Lage unserer zu berücksichtigenden 

Anlagen informieren:  

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen 

 

Mit seinem Schreiben vom 20.02.2026 teilt der ASG - Abwasser- und Straßenreinigungsbe-

trieb folgende Hinweise mit: 
 
Schmutzwasser: 

 

Das Gebiet ist grundsätzlich erschlossen. Bei der geplanten Nachverdichtung ist für bereits be-

baute Grundstücke die Herstellung eines zusätzlichen Schmutzwasser-Grundstücksanschlusses 

(Anschlusskanal und Schacht) der Stadt Gifhorn (ASG) der Aufwand satzungsgemäß in tatsäch-

lich entstandener Höhe vom Grundstückseigentümer zu erstatten (§11 Abwasserbeseitigungs-

abgabensatzung). 

Für die Ableitung über Nachbargrundstücke ist das Leitungsrecht durch Eintragung ins Grund-

buch bzw. durch Baulast zu sichern. Für gemeinschaftliche Anlage sind die anteiligen Kosten 

für Herstellung, Erneuerung, Veränderung oder Beseitigung sowie für die Unterhaltung schrift-

lich zu regeln. 

 

Niederschlagswasser: 

 

Im Plangebiet ist eine öffentliche Abwasseranlage vorhanden, die aber keine zusätzlichen Nie-

derschlagswässer aufnehmen kann. Niederschlagswasserbewirtschaftung muss daher auf den 
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Grundstücken erfolgen. Bei der Nachverdichtung muss das Versickerungskonzept die Gesamtsi-

tuation berücksichtigen. Die zusätzliche Versiegelung und die Geländeformation sind dabei zu 

bedenken. 

 

 

- Baugrund und Boden 
 

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) teilt am 12.02.2026 Folgendes mit: 

 

Sofern im Zuge des o. g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und 

Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die 

Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkun-

dung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische 

Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts soll-

ten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 

Fassungen erfolgen. 

Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für Sie relevant sind, be-

achten Sie bitte unser Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-2024-0001). 

Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und Kompensationsflächen betroffen sind, gehen wir 

davon aus, dass für alle Ausgleichs- und Kompensationsflächen die Festlegungen der Regiona-

len Raumplanung beachtet werden. In Rohstoffsicherungsgebieten sollten Ausgleichs- oder 

Kompensationsmaßnahmen erst nach einer vollständigen Rohstoffgewinnung erfolgen, da 

sonst ein späterer Rohstoffabbau erschwert bzw. verhindert werden kann. Die aktuellen Roh-

stoffsicherungskarten können über den NIBIS® Kartenserver des LBEG eingesehen oder als frei 

verfügbarer WMS Dienst abgerufen werden. Zudem ist im Bereich von Ausgleichs- und Kom-

pensationsflächen für erdverlegte Hochdruckleitungen sowie bergbauliche Leitungen ein 

Schutzstreifen zu beachten, der von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzen-

wuchs freizuhalten ist. 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder 

Anregungen. 

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den raumplaneri-

schen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellung-

nahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Datengrundlage 

ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. 

Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erfor-

derliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

 

 

- Kampfmittelbeseitigung 
 

Am 23.01.2026 teilt das LGLN, Regionaldirektion Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst 

Folgendes mit: 

 

Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Niedersachsen vollständig durch 

Kampfhandlungen betroffen. In der Folge können heute noch nicht detonierte Kampfmittel, 

z.B. Bomben, Minen, Granaten oder sonstige Munition im Boden verblieben sein. Daher sollte 

vor geplanten Bodeneingriffen grundsätzlich eine Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der 

Kampfmittelbelastung durchgeführt werden. 
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Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine historische Erkundung, bei der 

alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition aus-

gewertet werden (Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Sondierung 

durch eine gewerbliche Kampfmittelräumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde 

(in der Regel die Gemeinde) sollte sich vor Bodeneingriffen über die vor Ort geltenden Vorga-

ben informiert werden. Bei konkreten Baumaßnahmen berät der KBD zudem über geeignete 

Vorgehensweisen. 

 

Hinweis: 

Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. § 6 

Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersäch-

sisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 

Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und aus 

personellen Gründen nicht möglich, da prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. Ein 

Auszug aus dem Kampfmittelinformationssystem ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. Der KBD 

informiert die zuständigen Gefahrenabwehrbehörden unmittelbar über Ergebnisse durchge-

führter Auswertungen. Dabei erkannte Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenabwehrbe-

hörden daher bereits bekannt. 

Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich um 

entsprechende schriftliche Auftragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und der 

Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden Link abrufen können: 

https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungs-

dienst-niedersachsen-207479.html 

 

 

- Naturschutz und Landschaftspflege 
 

Am 25.02.2026 gibt der Landkreis Gifhorn als Untere Naturschutz- und Waldbehörde fol-

gende Hinweise: 

 

Die Anlage und flächige Abdeckung gärtnerisch anzulegender Flächen mit Mineralstoffen wie 

Kies, Schotter, Wasserbausteinen oder vergleichbaren Stoffen ist unzulässig. 

Begründung: Die Abdeckung (und i.d.R. Unterlagerung mit einer Kunststoff-Folie) bildet eine 

erhebliche Beeinträchtigung des Naturhaushalts insbes. des Bodens, des Kleinklimas (erhöhte 

Erwärmung) und der Arten und Lebensgemeinschaften (kein Lebensraum oder Nahrungs-

grundlage, keine spontane Besiedlung durch Pflanzen möglich). 

Die gesetzlichen Bestimmungen zum Artenschutz gem. § 39 und § 44 des Bundesnaturschutz-

gesetzes (BNatSchG) sind einzuhalten und ganzjährig zu berücksichtigen. Dies gilt auch für die 

Errichtung von Einfriedungen. 

Diese sind möglichst alle 5 m mit einer Durchschlupfmöglichkeit von mindestens 10 cm Durch-

messer zu versehen, um Passagen für Kleintiere (Amphibien, Reptilien, Insekten etc.) zu ge-

währleisten, um die Lebensstätten wildlebender Tiere nicht zu beeinträchtigen. 

Die Baumschutzsatzung der Stadt Gifhorn ist zu beachten. Ihr entsprechend sind Genehmigun-

gen zum Fällen zu beantragen und entsprechende Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 

 

Die DIN 18920 sowie die RAS LP 4 (Schutz von Bäumen im Baustellenbereich) sind auf dem ge-

samten Baugrundstück sowie Nachbargrundstücke zu beachten, um Schädigungen jeglicher 

Art an den Bäumen zu vermeiden. 

Dies bedeutet insbesondere: 
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- Schutz Oberirdischer Baumteile vor mechanischen Schäden innerhalb des Wurzelraumes (= 

Kronentraufe + 1,50 m) durch bspw. Bauzäune.  

- Schutz des Wurzelbereiches (= Kronentraufe + 1,50 m) vor Schädigungen durch Aufgrabun-

gen, Bodenauftrag/ Bodenabtrag oder Bodenverdichtung im Rahmen von Erdarbeiten. 

 

 

- Archäologie 
 

Am 25.02.2026 teilt der Landkreis Gifhorn aus Sicht der Kreisarchäologie Folgendes mit: 

 

Es ist nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen archäologische Denkmale auftreten, die 

dann unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde / der Kreis- und Stadtarchäologie 

(Herrn Dr. Eichfeld, Tel. 05371/3014; ingo.eichfeld@gifhorn.de) gemeldet werden müssen (§ 

14 Abs. 1 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz -NDSchG). Möglicherweise auftretende 

Funde und Befunde sind zu sichern, die Fundstelle unverändert zu belassen und vor Schaden zu 

schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 

 

(wird im Planverfahren ergänzt) 

 
 
9. Ablauf des Planverfahrens 

9.1 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte parallel mit 

der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Beteili-

gung der Nachbargemeinden vom 27.01.2026 bis 27.02.2026. 

9.2 Frühzeitige Beteiligung der Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 Abs. 1 BauGB sowie der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB erfolgte parallel mit 

der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit mit Frist bis zum 27.02.2026. 

9.3 Veröffentlichung im Internet 

Zum Planverfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ist der Plan und die Begründung vom 

XX.XX.XXXX bis XX.XX.XXXX im Internet veröffentlicht worden. 

9.4 Beteiligung der Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Belange und  
Nachbargemeinden 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und die 

Nachbargemeinden wurden mit Schreiben vom XX.XX.202X (E-Mail vom XX.XX.202X) be-

nachrichtigt und zur Abgabe einer Stellungnahme innerhalb der Auslegungsfrist aufgefor-

dert. 
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(wird im Planverfahren ergänzt) 

 

 

10. Örtliche Bauvorschrift 
 

Gemäß § 84 Abs. 3 Niedersächsische Bauordnung können Gemeinden für bestimmte Teile des 

Gemeindegebietes örtliche Bauvorschriften erlassen, um bestimmte städtebauliche, bauge-

stalterische oder ökologische Absichten zu verwirklichen. 

Die vorliegende örtliche Bauvorschrift des Bebauungsplanes Nr. 2 „Masthoop“ mit örtlicher 

Bauvorschrift (ÖBV), 1. Änderung, orientiert sich an der umgebenden Bebauung in der zentra-

len Lage in der Stadt. Daher werden Regelungen getroffen, um eine zeitgemäße Architektur zu 

ermöglichen. 

 

zu § 1 – Geltungsbereich 

zu (1) 

Der räumliche Geltungsbereich dieser örtlichen Bauvorschrift gilt für die Grundstücke im 

räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2 „Masthoop“, 1. Änderung mit örtli-

cher Bauvorschrift (ÖBV),Ortschaft Kästorf. 

Die örtliche Bauvorschrift wird erlassen, um eine angemessene Einbindung der neu ermöglich-

ten Bebauung in das Ortsbild und die nähere Umgebung zu gewährleisten. 

  

zu (2) 

Der sachliche Geltungsbereich dieser Satzung umfasst die für das Ortsbild wichtigen Elemente 

und regelt die Gestaltung der Gebäudehöhen, der Einfriedungen und der nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen einschließlich der Vorgärten. 

Rechtliche Grundlage für die Bestimmungen dieser Satzung ist die Niedersächsische Bauord-

nung (NBauO) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

zu § 2 – Gebäudehöhen 

zu (1) 

Um eine harmonische Höhenentwicklung sicher zu stellen wird zu der im Bebauungsplan fest-

gesetzten Zulässigkeit von bis zu zwei Geschossen eine Gestaltungsvorschrift getroffen, die die 

maximal zulässigen Höhen definiert. Um ein Erscheinungsbild wie in der Nachbarschaft sicher 

zu stellen, wird nicht die Festsetzung einer Oberkante gewählt, sondern die Höhe wird bezo-

gen auf die Geschosszahl festgelegt. Für geneigte Dächer bei eingeschossiger Bauweise wird 

mit Bezug auf die Höhenentwicklung in der Nachbarschaft 9,7 m als maximale Höhe be-

stimmt; bei zweigeschossiger Bauweise sind es 12,9 m. Für Gebäude mit Flachdächern wird 

bei eingeschossiger Bauweise als Oberkante maximal 7,7 m und bei Zweigeschossigkeit 10,9 m 

definiert. 

Durch die geringeren Höhen für Flachdachbauweise wird vermieden, dass die Baukörper zu 

bedrückend gegenüber benachbarten Gebäuden mit Satteldach wirken. 

 

zu (2) 

Für bestehende Gebäude werden für Anbauten Abweichungen respektive Überschreitungen 

der Vorgaben nach Absatz 1 zugelassen, um unbillige Härten zu vermeiden. 

 

zu (3) 

Für Anbauten wird im Interesse eines ausgewogenen Erscheinungsbildes vorgesehen, dass die 

Höhen etwaiger Anbauten oder Erweiterungen an den Bestand anzupassen sind. 
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zu (4) 

Um die Höhenregelungen vor Ort anwenden zu können, ist es erforderlich, den Bezugspunkt 

zu bestimmen. Da alle Straßen bereits vorhanden sind, wird bestimmt, dass die mittlere Höhe 

des zugehörigen Straßenabschnittes der Straße, von der aus die Erschließung erfolgt, zu 

Grunde zu legen ist. Bei Eckgrundstücken ist der Mittelwert zu bilden. 

 

zu (5) 

Überschreitungen der maximal zulässigen Höhen für notwendige technische Anlagen um bis 

zu 1,5 m werden zugelassen, um z.B. Schornsteine, Antennen und technische Aufbauten für 

Personenaufzüge zu ermöglichen. 

 

zu § 3 – Einfriedungen 

Die Höhe von Einfriedungen im Bereich von Straßen und Wegen tragen wesentlich zum Er-

scheinungsbild des öffentlichen Straßenraumes und somit des gesamten Siedlungsbildes bei. 

Um Sorge zu tragen, dass Vorgärten den Straßenraum optisch erweitern, wurde die Höhe der 

Einfriedungen dort auf 1,2 m begrenzt. Lediglich lebende Hecken dürfen höher werden. Eine 

Ergänzung der Hecken mit Maschendraht- oder Stabmattenzäunen ist zulässig. 

 

zu § 4 – Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen 

zu (1) 

Vorgärten und die übrigen nicht überbauten Grundstücksflächen tragen ganz wesentlich zum 

optischen Erscheinungsbild des öffentlichen Straßenraumes und des Ortsbildes insgesamt bei. 

Dort, wo üblicherweise Gehölze, Stauden, Bauerngärten und Grünflächen das Straßenbild prä-

gen, wirken Kies- und Schotterflächen im Straßenraum verunstaltend. Der Straßenraum verö-

det und erscheint entsprechend trostlos. Um dem entgegenzuwirken wird gemäß § 84 Abs. 3 

Nr. 6 NBauO in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Niedersächsische Bauordnung das Abdecken von 

Flächen, die nicht für andere zulässige Nutzungen (z.B. für Zuwegungen und Stellplätze auf 

dem Grundstück) erforderlich sind, mit mineralischen Materialien (wie z.B. Kies, Schotter, 

Splitt, Bruchglas, usw.) sowie mit künstlichen Materialien (wie z.B. Vliesen oder Folien, Kunst-

rasen) ausgeschlossen. Dadurch soll ein durchgrüntes Straßenbild in diesem Wohngebiet gesi-

chert werden. Mineralmulch ist dabei ausdrücklich zugelassen, da er insbesondere dazu bei-

trägt Feuchtigkeit zu speichern und so zu einem besseren lokalen Kleinklima beizutragen. Zu-

dem steht das Oberflächenwasser mittels Mineralmulch für die Pflanzen nachhaltig zur Verfü-

gung. 

Darüber hinaus leisten Grünflächen und Gehölze in den Vorgärten und auf den übrigen nicht 

überbauten Grundstücksflächen grundsätzlich einen Beitrag zum Schutz vor Überhitzung, be-

günstigen das Kleinklima, filtern Feinstaub und Rußpartikel aus der Luft, tragen zu einer grö-

ßeren Artenvielfalt bei und halten Oberflächenwasser insbesondere bei Starkregenereignissen 

zurück. Alle nicht überbauten Grundstücksflächen werden somit außerdem unter ökologi-

schen Aspekten für die Schutzgüter Boden und Wasser gesichert. Durch mit Pflanzen begrünte 

Flächen wird zur Biodiversität beigetragen und eine Vorsorge für ein gutes Kleinklima getrof-

fen. Die Regelungen dienen neben dem gestalterischen Aspekt somit zusätzlich dem Klima- 

und Umweltschutz und wirken nachhaltig. 

 

zu § 5 – Ordnungswidrigkeiten 

Mit dem Verweis auf den Tatbestand der Ordnungswidrigkeit bei Nichtbeachtung dieser ÖBV 

sowie der Festsetzung der Höhe einer möglichen Geldbuße wird darauf hingewiesen, dass be-

sonderer Wert auf die Einhaltung dieser Vorschrift bei allen Maßnahmen im Plangebiet gelegt 
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wird, um eine Einbindung der Baukörper sowie der Außenanlagen in das Ortsbild sicherzustel-

len. 

 

 

C) Realisierung der Planung 
 

 

1. Durchführung der Erschließung 
 

Die Erschließung des Plangebietes ist vorhanden. Die Erschließung der Bebauung in zweiter 

Reihe hat über die Vordergrundstücke zu erfolgen. Dies ist privatrechtlich zu regeln.  

 

 

2. Bodenordnende Maßnahmen 
 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich.  

 

 

3.  Kosten / Finanzierung 
 

Kosten für die Stadt Gifhorn fallen für die Durchführung der Bauleitplanverfahren an. Kosten 

für die Erschließung fallen nicht an, da die Straßen bereits vorhanden und abgerechnet sind.  

 

 

D) Flächenbilanz 
   

Plangebiet ca. 1,25 ha 

   

Bisherige Festsetzungen:    

Kleinsiedlungsgebiet ca. 1,10 ha 

Verkehrsfläche ca. 0,15 ha 

   

Geplante Festsetzungen:   

Allgemeines Wohngebiet ca. 1,10 ha 

Verkehrsfläche ca. 0,15 ha 

 

 

 

 

Gifhorn,  

 

 

 

 

Matthias Nerlich 

Bürgermeister 

 


